
Sächsische  
Ärzteversorgung
Neues Überleitungsabkommen 
tritt in Kraft

Am 01.07.2012 tritt ein neues Über-
leitungsabkommen gemäß § 25 Ab
satz 1 der Satzung der Sächsischen 
Ärzteversorgung in Kraft, bei dem 
die Fristen für die Übertragung von 
Beiträgen im Falle eines Wechsels in 
ein anderes Versorgungswerk verlän-
gert worden sind.
Danach besteht grundsätzlich die 
Möglichkeit einer Beitragsüberlei-
tung, sofern die Berufstätigkeit vor 
Vollendung des 50. Lebensjahres 
(bisher: 45. Lebensjahr) in den 
Zuständigkeitsbereich eines anderen 
Versorgungswerkes verlegt wird und 
im bisherigen Versorgungswerk noch 
nicht für mehr als 96 Monate (bisher: 
60 Monate) Beiträge entrichtet wur-
den. Die Frist zur Beantragung 
beträgt sechs Monate ab Beginn der 
Mitgliedschaft beim neu zuständigen 
Versorgungswerk. Die Überleitung 
kann sowohl beim aufnehmenden 
als auch beim abgebenden Versor-
gungswerk beantragt werden. Über 
die individuellen Voraussetzungen 
und Folgen einer Überleitung infor-
mieren die Sachbearbeiter der Säch-
sischen Ärzteversorgung.
Die Liste der ärztlichen Versorgungs-
werke, mit denen die Sächsische 
Ärzteversorgung das Überleitungsab-
kommen bereits geschlossen hat, 
wird unter www.saev.de aktualisiert.

Musterüberleitungsabkommen
Die Sächsische Ärzteversorgung, 
Schützenhöhe 20, 01099 Dresden 
und „die jeweilige berufsständische 
Versorgungseinrichtung“ schließen 
nachfolgendes Überleitungsabkom-
men:

§ 1
(1)	 Für Mitglieder, die aufgrund einer 

durch Gesetz angeordneten oder 
auf Gesetz beruhenden Ver-
pflichtung Mitglieder einer der 
oben genannten öffentlich-recht-
lichen Versicherungs- oder Ver-
sorgungseinrichtungen waren und 
dort ausgeschieden sind (abge-
bende Versorgungseinrichtung), 
weil sie durch Aufnahme einer 

Tätigkeit, die aufgrund einer 
durch Gesetz angeordneten oder 
auf Gesetz beruhenden Ver-
pflichtung zur Mitgliedschaft in 
der anderen Versorgungseinrich-
tung führt, dort (aufnehmende 
Versorgungseinrichtung) Mitglied 
geworden sind, werden auf der 
Grundlage dieses Überleitungs-
abkommens die vom Mitglied 
oder für das Mitglied bisher an 
die abgebende Versorgungsein-
richtung entrichteten Geldleis-
tungen zur aufnehmenden Ver-
sorgungseinrichtung übergeleitet. 
Mit der Überleitung erlöschen 
die Rechte und Pflichten des Mit-
gliedes gegenüber der abgeben-
den Versorgungseinrichtung. Die 
Verpflichtung des Mitgliedes zur 
Zahlung rückständiger Beiträge 
an die abgebende Versorgungs-
einrichtung bleibt davon unbe-
rührt. 

(2)	 Zu den Geldleistungen, die für 
das Mitglied geleistet worden 
sind, gehören insbesondere 
1.	 für das Mitglied geleistete 

Nachversicherungsbeiträge 
einschließlich der Dynamisie-
rungszuschläge gemäß § 181 
Abs. 4 SBG VI,

2.	 Beiträge einer gesetzlichen 
oder privaten Pflegeversiche-
rung,

3.	 von der Bundesagentur für 
Arbeit geleistete Beiträge,

4.	 Beiträge für Wehr- und Zivil-
dienstleistung sowie Wehr- 
und Eignungsübungen und

5.	 vom Bundesversicherungsamt 
für den Mutterschaftsurlaub 
geleistete Beiträge.

(3)	 Von der Überleitung ausgenom-
men sind die
1.	 Zinsen, die der abgebenden 

Versorgungseinrichtung aus 
den Geldleistungen gemäß 
Absatz 1 erwachsen sind. 

2.	 Beiträge, die den Anwart-
schaften oder Renten zu
grunde liegen, die im Zuge 
einer Versorgungsausgleichs-
entscheidung zulasten der 
Anwartschaften des die Über-
leitung beantragenden Mit-
gliedes begründet worden sind. 

Sie werden auf Antrag des 
ausgleichspflichtigen Mitgliedes 
unter Beachtung der Regelun-
gen des § 37 VersAusglG zu
gunsten des ausgleichspflich-
tigen Mitgliedes an das Ver-
sorgungswerk, bei dem das 
ausgleichspflichtige Mitglied 
im Zeitpunkt des Eintritts der 
Voraussetzungen des § 37 
VersAusglG Mitglied ist, über-
geleitet, sobald die Vorausset-
zungen des § 37 VersAusglG 
eingetreten sind. Der Antrag 
ist bei dem Versorgungswerk 
zu stellen, bei dem der Aus-
gleichspflichtige im Zeitpunkt 
des Eintritts der Voraussetzun-
gen des § 37 VersAusglG Mit-
glied ist. Dieses ist für die 
Feststellung der Ansprüche aus 
§ 37 VersAusglG zuständig. 

3.	 Säumniszuschläge, Stundungs
zinsen oder Kosten, die zulas-
ten des Mitgliedes vom abge-
benden Versorgungswerk er
hoben worden sind.

§ 2
(1)	 Die Überleitung ist ausgeschlos-

sen, sofern das Mitglied
1.	 in dem Zeitpunkt, in dem es 

die Mitgliedschaft in der auf-
nehmenden Versorgungsein-
richtung erwirbt, das 50. Le
bensjahr bereits vollendet hat.

2.	 in der abgebenden Versor-
gungseinrichtung für mehr als 
96 Monate Beiträge entrichtet 
hat. Begann oder endete die 
Mitgliedschaft während eines 
Monats, wird der Monat als 
voller Monat gerechnet; Glei-
ches gilt, wenn nicht für einen 
vollen Monat Beiträge entrich-
tet worden sind. Sofern das 
Mitglied bei der abgebenden 
Versorgungseinrichtung nach-
versichert worden ist oder 
zugunsten des Mitgliedes bei 
der abgebenden Versorgungs-
einrichtung eine Überleitung 
stattgefunden hat, sind die 
Nachversicherungs- oder Über
leitungszeiten entsprechend 
zu berücksichtigen. 

3.	 in dem Zeitpunkt, in dem 
seine Mitgliedschaft in der 
abgebenden Versorgungsein-
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richtung endete, bei der abge-
benden oder aufnehmenden 
Versorgungseinrichtung be
reits einen Antrag auf Gewäh-
rung einer Berufsunfähigkeits-
rente gestellt hat. 

	 Die Überleitung ist ferner ausge-
schlossen, sofern und solange 
Ansprüche des Mitgliedes gegen 
die Versorgungseinrichtung ge
pfändet worden sind.

(2)	 Die Überleitung ist nicht dadurch 
ausgeschlossen, dass
1.	 während der Zeit der Mitglied-

schaft bei der abgebenden 
Versorgungseinrichtung  als 
Folge eines bereits rechtskräf-
tig abgeschlossenen Schei-
dungsverfahrens
a)	 zulasten der Anwartschaf-

ten des die Überleitung be
antragenden Mitgliedes bei 
der abgebenden Versor-
gungseinrichtung Anwart-
schaften zugunsten eines 
oder einer Ausgleichsbe-
rechtigten bei der abge-
benden oder einer anderen 
Versorgungseinrichtung oder 
einem Träger der gesetzli-
chen Rentenversicherung 
begründet worden sind. 

b)	zugunsten des Mitgliedes 
Anwartschaften bei der ab
gebenden Versorgungsein-

richtung begründet wor-
den sind. 

2.	 in dem Zeitpunkt, in dem die 
Mitgliedschaft des die Überlei-
tung beantragenden Mitglie-
des in der abgebenden Versor-
gungseinrichtung endet, ein 
Ehescheidungsverfahren anhän
gig, aber noch nicht rechts-
kräftig abgeschlossen ist.

§ 3
Der Antrag auf Überleitung ist 
schriftlich innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt des Beginns der Mitglied-
schaft bei der aufnehmenden Versor-
gungseinrichtung, bei einer der bei-
den Versorgungseinrichtungen zu 
stellen. Für die Fristwahrung wird auf 
den Zugang des Antrages bei einer 
der beiden Versorgungseinrichtun-
gen abgestellt. Macht das Mitglied 
innerhalb der zuvor genannten Frist 
von seinem Recht, die zu der abge-
benden Versorgungseinrichtung ent-
richteten Geldleistungen übergelei-
tet zu bekommen, keinen Gebrauch, 
ist das Recht auf Überleitung dieser 
Geldleistung erloschen. Es lebt auch 
nicht dadurch wieder auf, dass das 
Mitglied später Mitglied einer weite-
ren Versorgungseinrichtung wird.

§ 4
(1)	 Die abgebende Versorgungsein-

richtung erteilt dem Mitglied und 
der aufnehmenden Versorgungs-
einrichtung mittels eines mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung ver
sehenen Verwaltungsaktes eine 
Überleitungsabrechnung. Diese 
soll unter Hinweis auf Beginn 
und Ende der Mitgliedschaft 
einen detaillierten Versicherungs-
verlauf enthalten, aus dem sich 
ergeben sollen:
1.	 die jährlich gezahlten Beiträge, 

die nach ihrer Art näher zu 
bezeichnen sind;

2.	 Zeiten, in denen eine die Pflicht-
mitgliedschaft begründende 
Tätigkeit nicht ausgeübt worden 
ist, wie z. B. Zeiten des Bezuges 
einer Berufsunfähigkeitsrente 
oder Inanspruchnahme von 
Kinderbetreuungszeiten;

3.	 die im Zuge einer Nachversi-
cherung geleisteten Dynami-

sierungszuschläge gemäß  
§ 181 Absatz 4 SGB VI. 

	 Sofern das Mitglied, zu dessen 
Gunsten die Überleitung erfolgt, 
von der Versicherungspflicht in 
der gesetzlichen Rentenversiche-
rung zugunsten seines berufs-
ständischen Versorgungswerkes 
befreit war, stellt das abgebende 
Versorgungswerk mit der Über-
leitungsabrechnung dem aufneh-
menden Versorgungswerk eine 
Ablichtung des Befreiungsbe-
scheides zur Verfügung. Ferner 
teilt die abgebende Versorgungs-
einrichtung  der aufnehmenden 
Versorgungseinrichtung mit, ob 
zugunsten oder zulasten des die 
Überleitung beantragenden Mit-
gliedes ein Versorgungsaus-
gleichsverfahren anhängig bzw. 
rechtskräftig abgeschlossen ist. 
Sofern bezüglich eines Versor-
gungsausgleichsverfahrens be
reits eine familienrechtliche Ent-
scheidung vorliegt, stellt die ab
gebende Versorgungseinrichtung 
der aufnehmenden Versorgungs-
einrichtung zusammen mit der 
Überleitungsabrechnung  Ablich-
tungen dieser Entscheidung zur 
Verfügung. 

(2)	 Die jährlich gezahlten Beiträge  
i. S. v. § 4 Abs. 1 Nummer 1 sind 
in Abhängigkeit vom Zeitpunkt 
ihrer Zahlungen nach Maßgabe 
folgender Tabelle* zu erhöhen:

	 Bei der Übermittlung der in 
Absatz 1 genannten Unterlagen 
teilt die abgebende Versorgungs-
einrichtung der aufnehmenden 
Versorgungseinrichtung auch den 
Gesamtbetrag der Erhöhung mit. 

(3)	 Etwaige Beitragsrückstände wer-
den von der abgebenden Versor-
gungseinrichtung beigetrieben 
und unverzüglich nach Eingang 
an die aufnehmende Versor-
gungseinrichtung weitergeleitet, 
die – soweit dies erforderlich ist 
– bei der Beitreibung der Beitrags-
rückstände Amtshilfe leistet. 

(4)	 Der geldliche Ausgleich zwischen 
der abgebenden und der aufneh-
menden Versorgungseinrichtung  
erfolgt unmittelbar mit der Er
stellung der Überleitungsabrech-
nung. 

Beitragszahlung im Erhöhungsfaktor

Jahr der Überleitungsabrechnung 1,0000

1.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,0200

2.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,0404

3.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,0612

4.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,0824

5.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,1041

6.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,1262

7.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,1487

8.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,1717

9.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,1951

10.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,2190

11.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,2434

12.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,2682

13.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,2936

14.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,3195

15.	 Kalenderjahr vor Überleitung 1,3459

*Tabelle



(5)	 Der Risikoübergang, d. h. das 
Risiko des Eintritts eines Versor-
gungsfalls, erfolgt mit dem 
Beginn des Tages der Gutschrift 
des Überleitungsbetrages bei der 
aufnehmenden Versorgungsein-
richtung. 

(6)	 Sofern sich nach Antragstellung 
oder dem Risikoübergang gemäß 
Absatz 5 herausstellen sollte, 
dass das Mitglied in der aufneh-
menden Versorgungseinrichtung 
nicht Mitglied geworden ist, ist 
die Überleitung entsprechend  
§ 4 Abs. 1 rückabzuwickeln. § 1 
Absatz 3 Ziffer 1 und 2 sowie § 5 
gelten entsprechend. 

§ 5
Die aufnehmende Versorgungsein-
richtung stellt das Mitglied unter 
Berücksichtigung seines bei der ab

gebenden Versorgungseinrichtung 
zurückgelegten Versicherungsver-
laufs so, als seien die übergeleiteten 
Beiträge zu den Zeiten, zu denen sie 
bei der abgebenden Versorgungsein-
richtung geleistet worden sind, bei 
ihr geleistet worden.

§ 6
Überleitungen, die
1.	 von Mitgliedern beantragt wer-

den, deren Mitgliedschaft in der 
aufnehmenden Versorgungsein-
richtung innerhalb von sechs 
Monaten vor Inkrafttreten dieses 
Überleitungsabkommens begon-
nen hat und deren Antrag auf 
Überleitung noch  nicht bestands-
kräftig beschieden worden ist,

2.	 innerhalb einer Frist von sechs 
Monaten nach Beendigung dieses 
Überleitungsabkommens bean-

tragt werden, werden entspre-
chend den vorstehenden Rege-
lungen abgewickelt.

§ 7
Das Überleitungsabkommen kann 
von beiden Versorgungseinrichtun-
gen mit einer Frist von sechs Mona-
ten zum Ende eines jeden Kalender-
jahres durch eingeschriebenen Brief 
gekündigt werden. 

§ 8
Das Überleitungsabkommen tritt am 
01. Juli 2012 in Kraft. Gleichzeitig 
tritt das zwischen den Versorgungs-
einrichtungen bestehende Überlei-
tungsabkommen außer Kraft. 

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Präsident der Sächsischen Landesärztekammer

„gesetzlicher Vertreter der jeweiligen 
berufsständischen Versorgungseinrichtung“
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